
Stellungnahme der Fraktion DIE LINKE 

 

 

Unsere Medienbranche befindet sich in einer neuen Phase des digitalen Wandels. KI-gestützte 
Prozesse, datenbasierte Geschäftsmodelle und die wachsende Macht großer Plattformen 
verändern Produktion, Nutzung und öffentliche Debatten tiefgreifend. Dies prägt auch die 
Arbeits- und Marktbedingungen in der Medienmetropole Berlin. Hinzu kommt ein 
zunehmender politischer Druck von rechts auf unabhängigen, seriösen Journalismus. In dieser 
Entwicklung, in diesem gesellschaftlichen Klima wird sich die Linke weiterhin gemeinsam mit 
Medienmacher:innen, Beschäftigten, Gewerkschaften und Institutionen dafür einsetzen, dass 
Berlin eine bunte, starke, freie und dadurch erfolgreiche Medienmetropole bleibt.  

  

Plattformen und KI – Regulierung und Vergütung 

Besonders die Entwicklung im Bereich der sogenannten neuen Medien hat in den letzten 
Jahren eine rasante, teilweise auch besorgniserregende Entwicklung genommen. Die großen 
kommerziellen digitalen Plattformen wie Meta, TikTok oder Google haben nicht nur eine 
Gatekeeper-Funktion zwischen Sender*innen und Empfänger*innen im Netz inne. Durch den 
Einsatz von Algorithmen und Personalisierung treffen sie eine Auswahl, welche Informationen 
wir erhalten. Dies schädigt auch die Demokratie, denn eine gemeinsame Basis für 
gesellschaftliche Debatte und ein Verständnis für die anderen wird erschwert. Zudem finden 
ungehindert volksverhetzende, antisemitische und rassistische Inhalte ihr Ziel. Hinzu kommt, 
dass KI-Overviews den Quellen, aus denen sie gespeist sind, Klicks und damit 
Werbeeinnahmen abziehen.  

Als Linke wollen wir die freiheitlichen Potentiale des Internets bewahren und gerade deshalb 
der Macht der Oligopole entgegenarbeiten. Wir begrüßen, dass die Landesmedienanstalten 
KI-Suchmaschinen seit Neuestem nicht mehr als neutrale Plattformen, sondern als Inhalte 
Anbieter bewerten. Jene können sich so auch nicht mehr auf das Haftungsprivileg des Digital 
Services Act berufen. Dass die Landesmedienanstalten Berlin-Brandenburg (mabb) und 
Hamburg/ Schleswig-Holstein haben bereits Bescheide gegen Google und Perplexity wegen 
derer KI-Overviews erlassen haben, zeigt ebenso, dass das Bewusstsein für die Problematik 
gestiegen ist.  

Die Linke sieht die mabb durch ihre regulierende Funktion einerseits sowie durch ihre 
Fördertätigkeit andererseits als einen Garanten unserer Medienvielfalt. Sie muss für künftige 
Herausforderungen gestärkt werden. Mit ihren wachsenden Aufgaben muss die Finanzierung 
gesichert werden. das heißt konkret: Wir wollen den sachgrundlosen 'Vorwegabzug' vom der 
mabb zustehenden Teil des Rundfunkbeitrags weiter verringern und schließlich auf null 
absenken. Wir machen uns außerdem dafür stark, dass der geplante Digitale Medien 
Staatsvertrag kein stumpfes Schwert bleibt, sondern den Landesmedienanstalten tatsächlich 
wirksame Mittel in die Hand gibt, die Macht der großen kommerziellen Online-Plattformen zu 
regulieren, Diskriminierung zu bekämpfen und Transparenz zu stärken. Gemeinsam mit 
anderen Bundesländern werden wir uns dafür einsetzen, dass das Medienkonzentrationsrecht 
so erweitert wird, dass die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich 
(KEK) auch die marktbeherrschenden Plattformen mit ihrer plattformübergreifenden 
Meinungsmacht wirksam erfassen und Maßnahmen ergreifen kann. 



Folgerichtig unterstützt die Linke politisch die Forderung nach einer Vergütungspflicht 
journalistischer Inhalte, auch wenn diese nur für Trainingszwecke dient. Wir verweisen auf 
unsere äquivalente Positionierung bei den ähnlich gelagerten Konflikten in der Filmbranche. 
Primär betrifft die Frage jedoch das Urheber- und Leistungsschutzrecht, das sich der 
Landesgesetzgebung entzieht, so dass wir uns nur über den Bundesrat dafür einsetzen 
können.  

  

Presseförderung 

Dass sinkende Werbeerlöse, geringere Druckauflagen und steigende Zustellkosten Probleme 
darstellen, denen gegenüber sich unter den unterschiedlichen Digitalisierungswegen von 
Zeitungen bislang noch kein Königsweg herausgebildet hat, ist uns bewusst. Darauf mit einer 
Presseförderung in einem Bundesland zu reagieren, halten wir für schwierig. Wir sind dafür, 
dass Berlin mit anderen Bundesländern Modelle einer innovationsoffenen Presseförderung 
voranbringt, die gemeinwohlorientierte Medien und neue digitale Geschäftsmodelle 
unterstützt, ohne in die redaktionelle Unabhängigkeit einzugreifen. Bereits können werden 
lokaljournalistische Angeboteüber die mabb gefördert werden. Jene informieren über das 
unmittelbare Lebensumfeld der Menschen. Damit bilden sie eine Voraussetzung für politische 
Meinungsbildung und demokratische Teilhabe auf Bezirks- und Kiezebene. Die Berliner Linke 
will die bestehende Förderung verstetigen, um lokaljournalistische Strukturen zu stärken und 
auszubauen. 

  

Medien- und Nachrichtenkompetenz 

Der selbstbestimmte und differenzierte Umgang mit Medien und Informationen, nicht nur, 
aber auch im digitalen Raum, ist eine Kernkompetenz der heutigen Gesellschaft. 
Medienmündigkeit von Kindern und Jugendlichen gehört deshalb zu unseren zentralen Zielen 
einer zukunftsorientierten Bildung. Medienbildung inklusive des reflektierten und kritischen 
Umgangs mit digitalen Werkzeugen, Künstlicher Intelligenz und Datenschutzfragen, aber auch 
Mediensuchtprävention müssen bereits ab der Grundschule verbindlich in den 
Rahmenlehrplänen und schulinternen Curricula verankert werden - und das nicht nur im 
Unterricht. Auch der Ganztag bietet zahlreiche Anknüpfungspunkte, die es aus unserer Sicht 
stärker zu nutzen gilt. Die Linke plant deshalb die Einführung einer Weiterqualifizierung zur 
Facherzieherin für Medienpädagogik. 

Angesichts der Überlastungssituation an den Berliner Schulen, stehen wir einem neuen 
Schulfach "Medien- und Nachrichtenkompetenz" skeptisch gegenüber. Stattdessen ist 
Medienbildung aus unserer Sicht eine Querschnittsaufgabe, die fächerübergreifend stärker 
verankert werden muss. Darüber hinaus wollen wir im Fach "Politische Bildung" einen 
Schwerpunkt auf den Bereich der kritischen Medienbildung legen und so einen Raum schaffen, 
um aktuelle Ereignisse und ihre mediale Repräsentation zu reflektieren und den Umgang 
insbesondere mit Sozialen Medien einzuüben, denn entsprechend dem Grundsatz, „wir 
kontrollieren Plattformen, nicht Kinder und Jugendliche“, setzen wir auf Befähigung statt 
Verbotspolitik.  



Die Schulgemeinschaften müssen entsprechend geschult und die Ressourcen für Elternarbeit 
ausgebaut werden, um auch sie frühzeitig einzubeziehen. Für die Umsetzung braucht es klare 
Verantwortlichkeiten, verbindliche Personalressourcen sowie eine zeitgemäße Ausstattung in 
den Schulen. Die Medienkompetenzzentren in den Bezirken als unterstützende Strukturen 
wollen wir stärken. 

Wir begrüßen es ausdrücklich, wenn die mabb ihre Angebote zur Steigerung von 
Medienkompetenz und Medienbildung weiter ausbaut. Unter anderem dafür wollen wir die 
finanzielle Grundlage der mabb verbessern, wie oben beschrieben.  

  

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk  

Mit seiner im Grundgesetz verankerten Freiheit, das Programm unabhängig von staatlicher 
oder wirtschaftlicher Einflussnahme zu gestalten, ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
unverzichtbar für unsere demokratische Gesellschaft. In einer Zeit, in der globale digitale 
Plattform- und Big-Tech-Konzerne zunehmend den Informationsfluss kontrollieren und auch 
extrem rechte Akteur*innen im Internet rassistische Inhalte massenhaft verbreiten, stellt er 
eine unverzichtbare Säule der Demokratie dar. 

Um seiner Bedeutung für unsere Gesellschaft gerecht werden zu können, muss der öffentlich-
rechtliche Rundfunk weiterentwickelt werden, muss das, was sich als gut erwiesen hat, 
geschützt und müssen Fehlentwicklungen korrigiert werden. Die Linke Berlin setzt sich dafür 
ein, dass notwendige Reformen zu einem Abbau der Verwaltung und nicht weiter zu Lasten 
der Beschäftigten, des Programms und damit der Nutzer*innen gehen. Die Zeit ist reif für eine 
echte Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunksystems – im Sinne breiter medialer 
Teilhabe, sozialer Gerechtigkeit, mehr Information und Kultur in den Sendeinhalten, größerer 
Transparenz in Entscheidungsprozessen und bei der Mittelverwendung, mehr Partizipation 
sowie einer Ausrichtung an aktuellen technischen Standards und unterschiedlichen 
Nutzungsgewohnheiten. Publizistische Vielfalt muss erhalten bleiben. Die Buntheit unserer 
Gesellschaft muss sich im Programm ebenso wie in den Anstalten selbst widerspiegeln. 

Wir machen uns dafür stark, dass zumindest die DAB+ Technologie als dauerhafter 
terrestrischer Verbreitungsweg erhalten bleibt. Die Verlagerung weiter Teile des Hörfunk- und 
TV-Angebots ausschließlich ins Netz würde nicht nur immer noch Teile der Nutzer:innen 
ausschließen, sondern eine 'zweite Rundfunkgebühr' über individuell zu tragende regelmäßige 
Kosten für einen Provider bedeuten. Das wäre ungerecht. 

Die bewährte unabhängige Ermittlung des Rundfunkbeitrags muss erhalten bleiben und durch 
die Ausweitung von Beitragsbefreiungen ergänzt werden, die aus Steuermitteln zu 
kompensieren sind. Schon dadurch würde der Rundfunkbeitrag sinken. Eine Einmischung von 
Landesregierungen in die Ermittlung der Rundfunkbeitrags aus populistischen Motiven, wie 
wir sie zuletzt erlebt haben und noch erleben, halten wir grundsätzlich für gefährlich.  

  



Rundfunk Berlin Brandenburg  

Als öffentlich-rechtlichem Rundfunk für unsere Stadt und Region kommt dem Rundfunk Berlin 
Brandenburg (rbb) besondere Bedeutung zu. Die Selbstbedienungsmentalität an der Spitze der 
Sendeanstalt in der Vergangenheit hat das Image des rbb stark beschädigt. Positiv bleibt die 
Rolle, die die Mitarbeiter:innen bei der Aufklärung der Missstände gespielt haben, 
festzuhalten. Wir als Linke setzen uns um so mehr für einen Ausbau von 
Transparenzregelungen im rbb-Staatsvertrag und eine Ausweitung von Mitbestimmung ein. 
Auch muss der Teufelskreis aus Personalabbau und Kürzungen im Programm endlich ein Ende 
haben, zumal die Begründung, dem rbb fehlten Einnahmen, nicht stimmt. Das haben zwei 
schriftliche Anfragen der Linken 2025 und 2026 gezeigt. Für uns gilt: Einen guten rbb gibt es 
nicht geschenkt. Nur über ein gutes Programm kann die Akzeptanz dauerhaft gesichert 
werden. Die Zusammensetzung des Rundfunkrat wollen wir so reformieren, dass er die 
gewachsene Vielfalt Berlins abbildet. 

  

Schutz von unabhängige Presse und journalistischer Arbeit 

Unabhängiger Journalismus ohne das Engagement aktiver und kritischer Journalist:innen ist 
undenkbar. Mit SLAPPs – strategisch eingesetzten Klagen mächtiger Akteure oder großer 
Unternehmen gegen Journalist:innen – soll die demokratische Öffentlichkeit geschwächt 
werden. Standen Betroffene lange allein, stellt die Anti-SLAPP-Richtlinie der Europäischen 
Union zwar eine Verbesserung dar. Der Anwendungsbereich in Deutschland muss jedoch 
unbedingt auf innerstaatliche Fälle erweitert werden.  

Auch Gewalt gegen Journalist:innen hat zugenommen. Wir machen uns dafür stark, dass 
Journalist:innen ungefährdet ihren Beruf ausüben können. Wir unterstützen das Ziel der 
Regelung, Politiker:innen und andere Personen, die sich für die Gesellschaft einsetzen sind in 
besonderer Weise Angriffen ausgesetzt sind, zu schützen. Die Umsetzung durch besondere 
Strafbarkeit für Angriffe auf bestimmte Personengruppen sehen wir kritisch. Soweit es um die 
konkreten Strafen geht, sehen wir eine politische Motivation der Täter*innen in § 46 Abs. 2 
STGB ausreichend berücksichtigt. Personen des öffentlichen Lebens werden durch bessere 
Unterstützung bei der Verfolgung von Angriffen, mehr geschützt. Diese Unterstützung 
geschieht derzeit häufig nur durch zivilgesellschaftliche Gruppen (HateAid, GFF - Rechtsschutz 
für die Demokratie vor Ort, „fragdenstaat“, Gegenrechtsschutz). Wir setzen uns für eine 
deutliche Ausweitung der pro-aktiven Unterstützung von Betroffenen von Straftaten ein.  

Damit zusammenhängend steht die Berliner Linke der Forderung, den bundeseinheitlichen 
Presseausweis gegenüber online erwerbbaren falschen Ausweisen aufzuwerten, positiv 
gegenüber. Nicht zuletzt Neonazis setzen Fake-Ausweise strategisch ein, um auf 
Demonstrationen frei beweglich zu sein und ihre Gegner:innen, aber auch Journalist:innen zu 
fotografieren. Um Missbrauch besser erkennen zu können, müssen Polizei und Behörden die 
Sicherheitsmerkmale und die ausstellungsberechtigten Verbände des bundeseinheitlichen 
Presseausweises kennen. Dabei wollen wir vermeiden, dass als ungewollte Folge unzumutbare 
Hürden für durch Art. 5 GG geschützte journalistische Arbeit jenseits etablierter Presse- und 
Medieneinrichtungen errichtet wird. Deshalb setzen wir eher auf Presserechts-Schulungen in 
der Polizeiausbildung und klare Einsatzstandards als auf eine staatliche Definition, wer 
Journalist:in ist. 

  



Auskunftsrechte stärken und nicht beschneiden 

Die Einschränkungen von Auskunfts- und Informationsfreiheitsrechten durch CDU und SPD 
lehnen wir ab. Vielmehr wollen wir das Berliner Informationsfreiheitsgesetz (IFG) zu einem 
echten Transparenzgesetz ohne pauschale Bereichsausnahmen weiterentwickeln. Öffentliche 
Stellen sollen journalistische Anfragen zügig, vollständig und nachvollziehbar beantworten. 
Verzögerungstaktiken und scheibchenweise Auskünfte schwächen demokratische Kontrolle. 

 


